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Liebe Leserin, lieber Leser,  

diese Woche war  wohl die weitreichendste 

Entscheidung  der mit 2/3-Mehrheit gefasste 

Beschluss zur Änderung des Grundgesetzes. 

Damit schaffen wir die Grundlage, um gerade 

Länder, Städte und Gemeinden finanziell un-

terstützen zu können. Das betrifft das Digita-

lisierungspaket für die Schulen genauso wie 

die Erhöhung der Bundesmittel für das Ge-

meindeverkehrsfinanzierungsgesetz. Letzte-

res ist vor allem für unseren Raum von im-

menser Bedeutung, denn durch dieses Ge-

setz ist die Förderung der Regionalbahn 

Neckar-Alb möglich. Hier erhöht der Bund 

seine Mittel von bislang  jährlich 333 Millio-

nen Euro auf zukünftig eine Milliarde. 

Wichtig war aus meiner Sicht auch die Orien-

tierungsdebatte zur Organspende. Diesem 

Thema werden wir uns als Parlament in den 

kommenden Monaten zuwenden. Völlig zu-

recht angeregt hat die Diskussion Gesund-

heitsminister Jens Spahn. Seit Jahren stellen 

wir fest, dass die Bereitschaft der Menschen 

in Deutschland zur Organspende im interna-

tionalen Vergleich äußerst dürftig ist. Auf der 

anderen Seite steigt rapide die Zahl an Pati-

enten, die auf eine lebenswichtiges Spender-

organ angewiesen sind.  
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In dieser Frage sind mehrere innerste, ethische 

Fragen betroffen, die nur jeder für sich selbst be-

antworten kann. Aber bitte auch sollte. 

Diese Woche hat der sich Bundestag mit breiter 

Mehrheit  hinter den Entschließungsantrag der 

Koalitionsfraktionen zum UN-Migrationspakt ge-

stellt. Auch wenn es zum Teil berechtigte Beden-

ken gibt,  halte ich bei Abwägung aller Vor- und 

Nachteile den Pakt für einen Schritt in die richtige 

Richtung. Die Forderungen aus unserem Antrag 

finden Sie auf Seite 10 ö zur Klarstellung. 

Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien einen schö-

nen 1. Advent 

Ihr Michael Donth 

http://www.michael-donth.de
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I. Die politische Lage in 

Deutschland 

Die gegenwärtigen Spannungen zwischen Russland 

und der Ukraine im Asowschen Meer bedürfen drin-

gend einer Deeskalation. Darum bemüht sich die 

Bundeskanzlerin. Sie setzt sich wie kein anderer Po-

litiker dafür ein, dass die Ukraine ihren Weg hin zu 

einem modernen demokratischen, rechtsstaatlichen 

und wirtschaftlich starken Land gehen kann, das ein 

enger Partner von EU und NATO ist. Im Übrigen ist 

die Rechtslage eindeutig, das Asowsche Meer ist 

kein Binnengewässer Russlands und die Ukraine 

muss Zugang zu ihren dortigen Häfen haben. 

Innenpolitisch setzten wir unseren Kurs konkreter 

Fortschritte für die Bürgerinnen und Bürger fort. An 

erster Stelle stehen Verbesserungen für Schulen 

und Maßnahmen für mehr bezahlbaren Wohnraum. 

Nach intensiven Verhandlungen hat sich die Koaliti-

on mit Grünen und FDP auf die Änderung des 

Grundgesetzes geeinigt. Dadurch kann der Bund 

den Ländern und den Kommunen zusätzliches Geld 

für die Digitalisierung der Schulen und den sozialen 

Wohnungsbau zur Verfügung stellen. Wir haben 

dabei erreicht, dass die Bundesmittel nur zusätzlich 

zu den Länderausgaben erfolgen, die Länder sich 

also keinen schlanken Fuß machen. Allein für die 

Schulen stellt der Bund in den nächsten Jahren 5 

Milliarden Euro zur Verfügung. Wir bleiben bei un-

serer Haltung, dass Bundesmittel für Länderaufga-

ben nicht die Regel werden. 

Durch zwei weitere Gesetze sorgen wir für mehr 

bezahlbaren Wohnraum: Zum einen wird es durch 

eine Sonder-Abschreibungsmöglichkeit für Investo-

ren und Privatanleger attraktiver, in den Neubau 

von Mietwohnungen zu investieren. Zum anderen 

stärken wir den Mieterschutz: Mieterhöhungen dür-

fen nach Modernisierungen nicht mehr so hoch aus-

fallen und der Vermieter muss in bestimmten Fällen 

dem neuen Mieter unaufgefordert Auskunft über 

die Vormiete geben. 

Beim UN-Migrationspakt (GCM) ist es uns gelun-

gen, einen gemeinsamen Antrag mit unserem Koali-

tionspartner auf den Weg zu bringen, der unsere 

Linie und Erwartungshaltung klar formuliert. Wir 

begrüßen, dass sich die internationale Staatenge-

meinschaft dieser großen Herausforderung unserer 

Zeit widmet. Klar ist für uns dabei, dass der GCM 

Migration durch internationale Kooperation begren-

zen soll. Andere Staaten sollen Migranten besser 

behandeln, damit sie dort oder in ihrer Heimat ein 

würdevolles Leben führen können. Die nationale 

Souveränität Deutschlands wird durch den UN-

Migrationspakt nicht angetastet, das stellen wir 

klar. 

Immer weniger Menschen entscheiden sich dazu, 

ihre Organe zu spenden. Wir werden die ethisch 

schwierig zu beantwortende Frage debattieren, wie 

Debatte zur Organspende. 

Außenpolitisch deeskalierend, in-

nenpolitisch mit weiteren Ergeb-

nissen 
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man zu mehr Organspenden kommt. Es gibt auf der 

einen Seite diejenigen, die zu einer Widerspruchslö-

sung kommen wollen. Auf der anderen Seite gibt es 

viele, die sich Sorgen machen und Ängste haben vor 

einer Organentnahme nach ihrem Tod ohne aus-

drückliche Zustimmung. In einer ersten Debatte 

beginnen wir die Suche nach dem besten Weg zur 

Lösung dieses Problems. 

 

II. Die Woche im Parlament 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grund-

gesetzes (Artikel 104c, 104d, 125c, 143e).  

Nach intensiven Beratungen beschließen wir in die-

ser Woche in 2. und 3. Lesung eine wichtige Ände-

rung des Grundgesetzes. Damit schaffen wir die ver-

fassungsrechtliche Grundlage dafür, dass der Bund 

den Ländern und Kommunen für ihre Schulen Fi-

nanzhilfen zur Verfügung stellen kann. Wie viel dies 

ist, entscheidet jeweils der Haushaltsgesetzgeber. 

In der Koalition sind wir uns einig, dass wir für den 

Digitalpakt Schule auf dieser verfassungsrechtlichen 

Grundlage insgesamt in den nächsten fünf Jahren 5 

Milliarden Euro zur Verfügung stellen. In den Bera-

tungen konnten wir durchsetzen, dass das Kriterium 

vw¥ ćl¨¦¼§­~{uz}w{§÷ {¡ v{w X{¡s¡­©w¥xs¦¦¨¡y s¨xyw?

nommen wird. So ist sichergestellt, dass die Länder 

mindestens die Hälfte der öffentlichen Investitio-

nen in dem von einer Finanzhilfe erfassten Investiti-

onsbereich (z.B. sozialer Wohnungsbau) selbst tra-

gen. Zudem führen wir einen neuen Artikel ein, da-

mit der Bund dauerhaft den Ländern Finanzhilfen 

für gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen im 

Bereich des sozialen Wohnungsbaus gewähren 

kann. Schließlich ändern wir Art. 125c GG in der 

Weise, dass beim Gemeindeverkehrsfinanzierungs-

gesetz Neu- und Ausbaumaßnahmen in verstärktem 

Maße gefördert werden können. 

Gesetz zur Stärkung der Chancen für Qualifizie-

rung und für mehr Schutz in der Arbeitslosenver-

sicherung. Wir beschließen in zweiter und dritter 

Lesung einen Gesetzentwurf zum Ausbau der Wei-

terbildungsförderung für Arbeitnehmer. Es geht ins-

besondere darum, denjenigen Beschäftigten die 

Fortentwicklung ihrer beruflichen Kompetenzen zu 

ermöglichen, die durch fortschreitende Automati-

sierung vom Strukturwandel betroffen sind. Darüber 

hinaus werden auch Menschen, die einen Engpass-

beruf anstreben und Beschäftigte im aufstockenden 

Leistungsbezug davon profitieren können. Die Bun-

desagentur für Arbeit übernimmt gestaffelt nach 

Betriebsgröße Teile der Weiterbildungskosten und 

gibt Zuschüsse zum Arbeitsentgelt; den Rest finan-

ziert der Arbeitgeber. Des Weiteren wird der Bei-

tragssatz zur Arbeitslosenversicherung zur Entlas-

tung von Beschäftigten und Arbeitgebern zum 1. 

Januar 2019 von 3,0 Prozent insgesamt um 0,5 auf 

2,5 Prozent gesenkt.  

Gesetz zur steuerlichen Förderung des Mietwoh-

nungsneubaus. Wir beschließen in zweiter und drit-

ter Lesung einen Gesetzentwurf zur Umsetzung 
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steuerlicher Anreize durch die Einführung einer 

Sonderabschreibung. Diese ist auf im Zeitraum vom 

1. September 2018 bis zum 31. Dezember 2021 be-

antragte Bauvorhaben beschränkt, eine räumliche 

Begrenzung der Förderung auf bestimmte Gebiete 

in Deutschland ist jedoch nicht vorgesehen. Die 

Sonderabschreibung soll im Jahr der Anschaffung 

oder Herstellung und in den folgenden drei Jahren 

bis zu jährlich 5 Prozent neben der linearen AfA be-

tragen, insgesamt damit 28 Prozent der förderfähi-

gen Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Das 

Vorhaben ist Teil unserer Wohnraumoffensive, mit 

deren Hilfe insgesamt 1,5 Millionen neue Wohnun-

gen und Eigenheime in dieser Legislaturperiode ge-

baut werden sollen. Hintergrund ist der Mangel an 

bezahlbarem Wohnraum für Menschen mit gerin-

gem oder mittlerem Einkommen. Um die Nachfrage 

durch verstärkten Mietwohnungsneubau zu decken, 

zielt die Einführung einer Sonderabschreibung da-

rauf ab, insbesondere private Investoren nun zum 

Bau preiswerter Mietwohnungen zu bewegen.  

Gesetz zur Ergänzung der Regelungen über die 

zulässige Miethöhe bei Mietbeginn und zur An-

passung der Regelungen über die Modernisierung 

der Mietsache (. Mit dem Beschluss des Mietrechts-

anpassungsgesetzes in zweiter und dritter Lesung 

¦§¼¥}w¡ ª{¥ v{w ć_{w§£¥w{¦t¥w ¦w÷ {¡ Ywyw¡vw¡  {§ 

besonders angespannten Wohnungsmärkten. Zu-

gleich schützen wir Mieter vor hohen Modernisie-

rungskosten, die vom Vermieter auf sie umgelegt 

werden. Ersteres erfolgt insbesondere durch die Ein-

führung einer vorvertraglichen Auskunftspflicht des 

Vermieters zu Ausnahmen von der zulässigen Miet-

höhe. Ferner soll für die Dauer von fünf Jahren die 

Möglichkeit der Umlage der Modernisierungskosten 

in Gebieten mit angespanntem Wohnungsmarkt 

von 11 Prozent der Modernisierungskosten pro Jahr 

auf 8 Prozent der Modernisierungskosten pro Jahr 

gesenkt werden.  

Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens 

"Digitale Infrastruktur"  . Mit der Einrichtung des 

X¢¡v¦ ćV{y{§s~w [¡x¥s¦§¥¨}§¨¥÷ s~¦ e¢¡vw¥©w¥ Ìyw¡ 

des Bundes setzen 

wir eine prioritäre 

Maßnahme des 

Koalitionsvertra-

ges um und sor-

gen durch eine 

milliardenschwere 

Anschubfinanzie-

rung für einen be-

schleunigten Aus-

bau der Internet-

versorgung in unserem Land. Neben den ca. 1,7 

Mrd. Euro für den Gigabitnetzausbau stellen wir 720 

_{¢@ W¨¥¢ xÑ¥ vw¡ ćV{y{§s~£s}§ euz¨~w÷ ­¨¥ hw¥xÑ?

gung, um flächendeckend eine leistungsfähige digi-

tale Infrastruktur in die Schulen zu bringen. Damit 

ist dieses Gesetz einer von drei Bausteinen zur Digi-

talisierung der Schulen õ neben der oben erwähnten 

Grundgesetzänderung und der Bund-Länder-

Vereinbarung zum Digitalpakt. Das Sondervermö-

gen soll zukünftig mit den Einnahmen aus der 

Vergabe von Mobilfunklizenzen gespeist werden 

und dementsprechend weiter anwachsen. 

Viertes Gesetz zur Änderung des Tierschutzgeset-

zes. Wir beschließen in zweiter und dritter Lesung 
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einen Gesetzentwurf, der gemäß dem Beschluss des 

Koalitionsausschusses die Übergangszeit für die 

betäubungslose Ferkelkastration um zwei Jahre bis 

Ende 2020 zu verlängert. In der Zwischenzeit soll 

die Bundesregierung eine Verordnung erarbeiten, 

die dem geschulten Landwirt die Anwendung des 

Tierarzneimittels Isofluran zur Betäubung von Fer-

keln ermöglicht, was bisher ausschließlich Tierärz-

ten vorbehalten ist.  

Beitragssatzanpassung Pflegeversicherung. Wir 

beschließen in zweiter und dritter Lesung einen Ge-

setzentwurf zur Finanzierung der Mehrausgaben, 

die aus der Einführung des neuen Pflegebedürftig-

keitsbegriffs und der Verbesserung der Leistungen 

der Pflegeversicherung resultieren. Da mehr Men-

schen die unterschiedlichen Leistungsverbesserun-

gen in Anspruch genommen haben als erwartet, ist 

eine Anhebung des Beitragssatzes zur Pflegeversi-

cherung um 0,5 Prozentpunkte zum 1. Januar 2019 

notwendig. Insgesamt ergibt sich damit ein Bei-

tragssatz von 3,05 Prozent. Weiterhin bleibt es bei 

einem um 0,25 Prozent höheren Beitrag für Kinder-

lose, d.h. ihr Beitragssatz beträgt ab dem 1. Januar 

2019 3,3%. Durch die Beitragssatzerhöhung entste-

hen der sozialen Pflegeversicherung Mehreinnah-

men von rund 7,6 Milliarden Euro jährlich, welche 

Beitragssatzstabilität bis 2022 sicherstellen und es 

gleichzeitig ermöglichen, weitere im Koalitionsver-

trag vereinbarte Maßnahmen wie die weitere Ent-

lastung pflegender Angehöriger umzusetzen. Für 

die Arbeitnehmer ändert sich aber von der Belas-

tung nichts, da wir gleichzeitig den Beitrag zur Ar-

beitslosenversicherung um 0,5 Prozentpunkte ab-

senken. 

Gesetz zur fortgesetzten Beteiligung des Bundes 

an den Integrationskosten der Länder und Kom-

munen und zur Regelung der Folgen der Abfinan-

zierung des Fonds ěDeutsche Einheitę. Wir be-

schließen in zweiter und dritter Lesung insbesonde-

re die Verlängerung der Kostenbeteiligung des Bun-

des an den Integrationskosten der Länder und Kom-

munen von Flüchtlingen. So werden die Integrati-

onspauschale (2 Mrd. Euro) und die flüchtlingsbezo-

gene Kinderbetreuung (435 Mio. Euro) jeweils ein-

malig für das Jahr 2019 verlängert. Ebenso erfolgt 

eine Verlängerung der ursprünglich bis zum Jahr 

2018 befristeten Entlastung der Kommunen von den 

zusätzlichen Kosten für Unterkunft und Heizung für 

anerkannte Asyl- und Schutzberechtigte. Für 2019 

werden die Mittel des Bundes zur Förderung des 

sozialen Wohnungsbaus durch die Länder um 500 

Mio. Euro auf 1,5 Mrd. Euro erhöht, was eine ent-

sprechende Änderung des Entflechtungsgesetzes 

erforderlich macht. Schließlich werden die Länder 

durch die vollständige Tilgung der Restschuld des 

Fonds Deutsche Einheit zum Jahresende von ihrer 

bisherigen Beteiligung an der Tilgung entbunden.  

Mit dem Globalen Pakt für eine sichere, geordne-

te und reguläre Migration die internationale Zu-

sammenarbeit in der Migrationspolitik stärken 

und Migration besser regeln und steuern. Mit die-

sem Antrag der Koalitionsfraktionen begrüßen wir 

wie oben aufgeführt, dass die internationale Staa-

tengemeinschaft sich mit dem Globalen Pakt für 

eine sichere, geordnete und reguläre Migration 

(GCM) mit einem Hauptproblem unserer Zeit be-

fasst. Der GCM soll einen Beitrag dazu leisten, Mig-

ration stärker zu steuern und zu begrenzen. Der 
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GCM begründet keine einklagbaren Rechte und 

Pflichten und entfaltet keinerlei rechtsändernde 

Wirkung. Durch den GCM sollen andere Staaten 

dazu gebracht werden, Migranten besser zu behan-

deln, damit sie dort oder in ihrer Heimat ein würde-

volles Leben führen können. Dies soll den Migrati-

onsdruck nach Deutschland und Europa senken. Da-

her ist der GCM im nationalen Interesse Deutsch-

lands. Denn trotz des beeindruckenden ehrenamtli-

chen Engagements werden Grenzen unserer Integ-

rationsfähigkeit sichtbar. Wir fordern die Bundesre-

gierung auf, über den Fortlauf des GCM sowie über 

den Globalen Pakt für Flüchtlinge umfassend zu in-

formieren. 

Klimakonferenz von Kattowitz Ĕ Pariser Klimaab-

kommen entschlossen umsetzen. Wir beraten den 

gemeinsamen Antrag der Koalitionsfraktionen zur 

unmittelbar bevorstehenden Klimakonferenz in Kat-

towitz (3. - 14. Dezember). Er hat das Ziel, die Bun-

desregierung aufzufordern, sich auf europäischer 

und globaler Ebene für die Umsetzung des Pariser 

Klimaabkommens und der Erreichung der EU-

Klimaziele 2030 einzusetzen. Der Antrag fordert, 

auf nationaler Ebene den Weg der Treibhausgasre-

duktion konsequent weiterzugehen und darauf hin-

zuarbeiten, dass Deutschland sein Klimaziel 2020 so 

schnell wie möglich erreicht. Dabei sind bei der Um-

setzung des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 

und des Klimaschutzplans 2050 Wirtschaftlichkeit, 

Technologieoffenheit, Kosteneffizienz und Kohä-

renz mit bestehenden europäischen Regelungen 

ebenso Grundsätze wie der Erhalt der Wettbewerbs-

fähigkeit der deutschen Wirtschaft, der industriellen 

Wertschöpfungsketten und der Industriearbeitsplät-

ze. 

Portugal: Vorzeitige Rückzahlung der ausstehen-

den Kredite des Internationalen Währungsfonds 

(IWF) und Teile der Kredite der Europäischen Fi-

nanzstabilisierungsfazilität (EFSF);  

Einholung eines zustimmenden Beschlusses des 

Deutschen Bundestages nach § 3 Absatz 2 Nr. 2 des 

Stabilisierungsmechanismusgesetzes (StabMechG). 

Portugal hat zuletzt eine gute wirtschaftliche und 

fiskalische Entwicklung genommen und ist neben 

Irland ein gutes Beispiel dafür, dass die Euro-

Stabilisierungspolitik funktioniert hat. Dementspre-

chend stimmen wir dem Antrag Portugals vom 24. 

Oktober 2018 zu. Er zielt auf eine vollständige vor-

zeitige Rückzahlung der restlichen IWF-

Verbindlichkeiten von ca. 4,6 Mrd. Euro ab, was die 

Schuldentragfähigkeit des Landes verbessern wird. 

Zugleich hat Portugal in Aussicht gestellt, nach Til-

gung der IWF-Kredite in den Jahren 2020 bis 2023 

bis zu 2 Mrd. Euro an den europäischen Rettungs-

schirm EFSF vorzeitig zurückzuzahlen.  
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III.  Daten und Fakten 

Nach vorläufigen Berechnungen des Statistischen 

Bundesamtes hat sich der Anstieg der Erwerbstätig-

keit im dritten Quartal 2018 fortgesetzt. Mit 45,04 

Millionen Beschäftigten in Deutschland wurde erst-

mals seit der Wiedervereinigung die Schwelle von 

45 Millionen Erwerbstätigen überschritten. Grund 

für den im Vergleich zum dritten Quartal 2017 mit 

556.000 Personen (+1,3 Prozent) kräftigen Anstieg 

der Zahl der Erwerbstätigen ist die allgemein gute 

Arbeitsmarktlage ebenso wie eine stabil günstige 

Wetterlage. Gegenüber dem zweiten Quartal 2018 

erhöhte sich die Zahl der Erwerbstätigen um 

259 000 Personen (+0,6 Prozent). Eine Zunahme der 

Erwerbstätigkeit ist im dritten Quartal eines Jahres 

infolge der Herbstbelebung saisonal üblich. ( Statis-

tisches Bundesamt) 

 

Mit satten Rabatten, diversen Aktionen und Tief-

preis-Tagen hat der Handel vergangene Woche so-

wohl on- wie offline Schnäppchenjäger anzulocken 

versucht. Für viele Händler gehören die Aktionstage 

im November zu den umsatzstärksten des Jahres 

und geben den Startschuss zum Weihnachtsge-

schäft. Eine repräsentative Umfrage des Digitalver-

bands Bitkom ergab, dass für 83 Prozent aller be-

fragten Online-Käufer das entscheidende Kriterium 

für bzw. gegen einen Online-Shop der Preis ist. Es 

folgen die Zahlungsmöglichkeiten (65 Prozent), ver-

sandkostenfreie Lieferung (62 Prozent), Kundenbe-

wertungen (53 Prozent) sowie die Lieferzeit (51 Pro-

zent). (Bitkom) 

 

 

 

 

 

Erstmals über 45 Millionen  

Erwerbstätige in Deutschland.  

Weihnachtsgeschäft beginnt 


